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Rundschreiben R 33 4/2020; 

 

Veranschlagung von Bedarfszuweisungen in Haushaltsplänen  

 
 
Im Zuge der verwaltungsinternen Abstimmung von Fortschreibungen zu 

Haushaltssicherungskonzepten im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist 

wiederholt aufgefallen, dass einige Kommunen, Haushaltssatzungen mit 

Haushaltsplänen beschließen, bei denen noch nicht zugesagte, bestätigte o-

der genehmigte Bedarfszuweisungen als Einnahme bzw. Ertrag / Einzahlung 

veranschlagt sind.  

 

Hierzu werden folgende Hinweise erteilt: 

 

Die Veranschlagung einer Bedarfszuweisung als Einnahme bzw. Ertrag / Ein-

zahlung im Haushaltsplan vor der Bewilligung oder einer anderweitigen recht-

lich belastbaren Zusicherung durch das zuständige Thüringer Landesverwal-

tungsamt widerspricht dem Kassenwirksamkeitsprinzip im Sinne von  

§ 56 Abs. 2 Nr. 1 ThürKO i. V. m. § 7 Abs. 1 ThürGemHV bzw. § 7 Abs. 2 Nr. 

1 ThürKDG i. V. m. § 9 Abs. 2 bis 4 ThürGemHV-Doppik. Für den Haushalts-

ausgleich nach § 53 Abs. 3 ThürKO bzw. § 18 ThürGemHV-Doppik ist eine 
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solche Veranschlagung nicht heranzuziehen. Denn bei der Bedarfszuweisung 

handelt es sich bis zur endgültigen Entscheidung des Thüringer Landesver-

waltungsamtes (bzw. einer anderen rechtlich belastbaren Zusicherung) um 

keine planbare und damit veranschlagungsreife Einnahme bzw. Ertrag / Ein-

zahlung. Nach § 24 Abs. 2 ThürFAG i. V. m. Buchstabe A Ziffer 3 der VV-

Bedarfszuweisung besteht bis zur Bewilligung oder einer anderen rechtlich 

belastbaren Zusicherung kein Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Be-

darfszuweisung. Bst. A Ziffer 3 Satz 1 VV-Bedarfszuweisungen konkretisiert 

hier nur bereits bestehende gesetzliche Regelungen. Es besteht lediglich ein 

Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung.  

 

Soweit seitens der betreffenden Kommune vorgebracht werden sollte, dass 

dem (teilweisen) Ausbleiben veranschlagter Bedarfszuweisungen im Haus-

haltsvollzug mit haushaltswirtschaftlichen Sperren (§ 28 Abs. 1 ThürGemHV 

bzw. § 22 Abs. 1 ThürGemHV-Doppik) begegnet werden könne, ist hiergegen 

einzuwenden, dass haushaltswirtschaftliche Sperren der Sicherstellung des 

Haushaltsausgleiches im Haushaltsvollzug dienen und gerade kein Pla-

nungsinstrument darstellen. 

 

Rechtsaufsichtlich sollte daher in Zukunft – sofern die entsprechende Kennt-

nis besteht – bereits im Vorfeld beratend darauf hingewirkt werden, dass 

Haushaltssatzungen mit Haushaltsplänen, in denen der Einnahme- bzw. Er-

trags- / Einzahlungsansatz für Bedarfszuweisungen nicht durch Bescheid oder 

zumindest rechtlich belastbare Vorauskunft der Bewilligungsbehörde hinrei-

chend genau bestimmbar ist, dem Gemeinderat nicht zur Beschlussfassung 

vorgelegt werden.  

Eine rechtlich belastbare Vorauskunft kann erst erteilt werden, wenn das 

Haushaltssicherungskonzept bzw. dessen Fortschreibung dem TLVwA zu-

mindest im Entwurf vorgelegt wurde. Denn ein genehmigtes Haushaltssiche-

rungskonzept ist gemäß § 24 Abs. 2 Nr. 1 ThürFAG Voraussetzung für die 

Gewährung von Bedarfszuweisungen.  
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In Bezug auf die rechtlich belastbare Vorauskunft wird auf § 38 Abs. 3 

ThürVwVfG verwiesen. 

Eine beschlossene Haushaltssatzung ohne genehmigungspflichtige Be-

standsteile, die im Widerspruch zu den vorgenannten Ausführungen einen An-

satz für eine Bedarfszuweisung enthält, ist rechtsaufsichtlich zu beanstanden 

(§ 57 Abs. 3 Satz 2 ThürKO bzw. § 8 Abs. 3 Satz 2 ThürKDG jeweils i. V. m. 

§ 21 Abs. 3; § 120 Abs. 1 Satz 1 ThürKO). Enthält die Haushaltssatzung ge-

nehmigungspflichtige Bestandteile (§ 57 Abs. 3 Satz 1 ThürKO bzw. § 8 Abs. 

3 Satz 1 ThürKDG), kann zudem die Genehmigung so lange nicht erteilt wer-

den, bis sichergestellt ist, dass eine Haushaltssatzung mit rechtskonformer 

Veranschlagung der Ansätze im Haushaltsplan zur Bekanntmachung gelan-

gen wird. 

 

Abschließend wird darauf hingewiesen, dass es Dienstaufgabe und Verpflich-

tung des Bürgermeisters ist, Beschlüsse des Gemeinderates zu vollziehen. 

Dies gilt insbesondere für eine beschlossene Haushaltssatzung und den 

Haushaltsplan. Wurde die Haushaltssatzung jedoch unter Veranschlagung 

nicht feststehender Bedarfszuweisungen im Haushaltsplan beschlossen, ist 

deren Vollzug durch den Bürgermeister auf Grund Verstoßes gegen § 56 Abs. 

2 Nr. 1 ThürKO i. V. m. § 7 Abs. 1 ThürGemHV bzw. § 7 Abs. 2 Nr. 1 ThürKDG 

i. V. m. § 9 Abs. 2 bis 4 ThürGemHV-Doppik auszusetzen und die Beschluss-

fassung des Gemeinderates nach § 44 ThürKO durch den Bürgermeister zu 

beanstanden.  

 

Die jeweils zuständigen Rechtsaufsichtsbehörden werden gebeten, die in ih-

rem Zuständigkeitsbereich liegenden Städte, Gemeinden und Landkreise 

über den Inhalt dieses Rundschreibens in Kenntnis zu setzen. 

 

Im Auftrag  

 

 

gez. Thomas R. Rüffler 

(ohne Unterschrift, da elektronisch erstellt) 


